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Bonn, den 30. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Durchführung des Artikels 6 GG 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus, Dr. Dehler, Mischnick und Genossen 
- Drucksache V/442 - 


Die Kleine Anfrage beantworte idi im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


I. Hält die Bundesregierung eine Reform des Unehelichenrechts 
für notwendig, damit die unehelichen Kinder die gleidien Be- 
dingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre 
Stellung in der Gesellschaft erhalten wie die ehelichen Kinder 
(Artikel 6 GG) ? 

Die Bundesregierung hält eine Neuordnung des Redits des 
unehelichen Kindes für erforderlich, um den Verfassungsauf- 
trag des Artikels 6 Abs. 5 des Grundgesetzes in vollem Um- 
fange zu erfüllen. 


II. Wenn die Bundesregierung dieser Ansidit ist: 

t. Wann erfolgt die Vorlage eines entsprechenden Gesetzent- 
entwurfs an den Bundestag? 

In einigen Wodien wird zunächst ein Referentenentwurf, der 
das Ergebnis langjähriger vorbereitender Erörterungen mit 
vielen Sadiverständigen im Inland und im Ausland verwertet, 
den Bundesressorts, den Landesjustizverwaltungen und in- 
teressierten Verbänden zur Stellungnahme zugeleitet und audi 
veröffentlicht werden. Dieser Entwurf wird zahlreiche Vor- 
schläge zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs, des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes, der Zivilprozeßordnung und des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit enthalten. Ein Regierungsentwurf, der auch die Änderung 
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einiger weiterer Gesetze sowie Übergangsvorschriften ent- 
halten wird, soll dann voraussichtlich Ende des Jahres dem 
Bundestag vorgelegt werden. 


2. Wird dieser Entwurf vorschlagen, die Bestimmung zu strei- 
chen, nadi welcher ein unehelidies Kind und dessen Vater 
nicht als verwandt gelten (§ 1589 Abs. 2 BGB)? 

3. Soll die unehelidie Mutter wie die eheliche Mutter grund- 
sätzlich die elterliche Gewalt über das unehelidie Kind er- 
halten? 

4. Ist eine Änderung der Unterhaltspflidit beabsichtigt ? 

5. Soll auch das uneheliche Kind ein Erbredit am Nachlaß 
seines Vaters erhalten? 

Welchen Inhalt der Regierungsentwurf im einzelnen haben 
wird, läßt sich derzeit nodi nicht sagen, weil der Inhalt nicht 
zuletzt von den Stellungnahmen abhängt, die zum Referenten- 
entwurf eingehen. 

Derzeit ist beabsichtigt, die Bestimmung des § 1589 Abs. 2 
BGB aufzuheben, wonach das uneheliche Kind und sein Vater 
nidit als verwandt gelten. 

Ob die Mutter des Kindes die elterliche Gewalt auf Antrag 
oder grundsätzlidi erhalten soll, ist nodi nicht entsciiieden. 
Die Tendenz des Gesetzentwurfs ist eine Stärkung der Stel- 
lung der Mutter. 

Es werden erhebliche Änderungen des Unterhaltsrechts vor- 
gesdilagen. 

Die Regelung des Erbrechts ihrer Natur nach ist so kom- 
pliziert, daß die Haltung der Bundesregierung erst nach Ein- 
gang der oben erwähnten Stellungnahmen festgelegt werden 
kann. Gerade in diesen Punkten kann der Referentenentwurf 
nicht mehr als eine Diskussionsgrundlage sein. 

Ich beabsichtige, den Referentenentwurf zugleich mit seiner 
Veröffentlichung auch den Fraktionen des Bundestages zuzu- 
leiten, damit seine Einzelheiten den Mitgliedern des Bundes- 
tages sdion möglichst frühzeitig bekanntwerden. 


Dr. Jaeger 



